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AnfragebeantViortung 

·Die Abgeordneten,Dr.SCRINZI, MELTßR und Ge­

nossen haben unter Bezugnahme auf die von der Beratenden 

Versammlung· des Europarates am 26.Jänner 1970 angenommene 

Entschliessung Nr.431 betreffend das Problem des Verkelu~s 

in den Städten an die Bundesregierung die Anfrage ge­

richtet: 

1) Wie ist die Stellungnahme der Bundes­
regierung zu dieser Entschli8ssung? 

2). Hat die Bundesregierung bereits im Sinne . 
des Absatzes 13 dieser Entschliessung gehandelt 
oder wasgedenkt'sie zu tun? 

Namens der Bundesregierung beehre ich mich, 

die vorliegende Anfrage wie folgt zu beantworten: 

··ad 1): Soweit sie in die Zuständigkeit des 

Bundes fallen, behandelt die Bundesregierung die iIi der 
. . 

Entschliessung N:r.431·aufgezeigtenProblemeim·Geiste 

.. dieser.Entschliessurig,wobei auch die Ergebnisse.der 
Arbei ten anderer Institutionen', so der Vlirtschaftskom:inis~' .. ' 

sion. für Europa (ECE) u. a.'.auf: dem Gebiet der 'l!'ahrzeug-
. konstruktion und die Arbei·ten der OECD hinsichtlich neuer 

'Verkehrsmittel zu berücksichtigen sind. 

Das Bunde smiili sterium . für Handel, Gewerbe und 

Industrie hat daher anlässlich der AussEmdung des Ent-· 
wurfes einer·3.NOvelle· zur Kraftfahrgesetz-Durchführungs­

verordnung u.a. Bestimmungen zur Diskussion gestellt, 
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die" eine Verminderung der schädiichen Abgasbestandteile " 

der Kraftfahrzeuge zum Ziele haben. 
Bereits mit der3.Strassenverkehrsordnungs­

novelle BGBl.Nr.209/69, wurden im Rahmen der dem Bund 
.zUkorr..menden Grundsatzgesetzgebung Bestimmungen erlassen, . " 

denen zufolgedie Behörde u.a. in Ballungsgebieten mit 
Verordnung Verkehrsverbote, Verkehrsbeschränkungen und 

Verkehrserleichterungen erlassen kann. Hier ist u.a. 
die Neufassung der Bestimmungen der Paragraphen 43, 44a, 

44b, 45, Abs.2derStrassenverkehrsordnung1960 zu nennen. 
Was die Verminderung des Fahrzeuglärms betrifft, 

empfiehl t es sich, die bevorstehende Festlegung von neuen 

internationalen Grenzwerten im Rahmen der ECEabzuwarten. 
Die Prüfung, wieweit die Bestimmungen des Kraft­

fahrlinien-bzw~Eisenbahngesetzes zur Gestaltung der 

Regelung des innerstädtischenVerkehrs ausreimen, wird 
dann erfolgerr,wenh durch die städtebauliche Planung die" 
nötige Grundlage.für "eine moderne Verkehrsorganisation ge­
geben ist. 

Das Verke~rsministe~iuni ist jedoch bereits jetzt 

bemuht, der mit den ständig steigenden Frequenzziffernzum 

Ausdruck kommenden Bedeutung der WienerSchnellbahn für den 
Wiener städtischen Verkehr durch budgetäre BerücksichtigUng . '-' . . 

der Au'sbaupläne der betriebsführendenösterreichischen 
Bundesbahnen Rechnung zu tragen.' 

Was die mit dem städtischen Verkehr verbundenen 

Fragen der Raumplanung betrifft"darf. auf die aktive Mit­
arbeit Österreichs an den Vorbereitungsarbeiten zu der im 
September,.d.J. in Bonn stattfindenden Haumplanungskonferenz 

. hingewiesen werden. 

ad 2): Die Bundesregierung ist, wie sich 'aus der 

Antwort zu Punkt 1 ergibt, bereits auf Teilgebieten im 
Sinne 'der Entschliessung 431 tätig geworden und wird auch 
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. .. in Zukunft dem Problem des Verkehrs in grossen Städten, . 
, . .' 

soweit eine Bundeszuständigkeit gegeben ist, grosses 
. . 

Augenmerk widmen. Im' übrigen richtet sich, .. üe aus dem 

Wortlaut des Absatzes 13 d,er vorliegenden Empfehlung 

hervorgeht, diese an die Delegierten zur Beratenden Ver­

sammlung des Europarates,'die eingeladen werden, in 

ihren nationalen Parlamenten für Massnahmen in budgetärer . 

und legislativer Hinsicht einzutreten, die es gestatten, 

moderne technische Lösungen auf dem Gebiet des städtischen 

Verkehrs zu finden. 

Die Bundesregierung glaubt daher annehmen zu. 

können, dass sie für künftige Ivlassnahrnen auf, diesem 

Gebiet dieUnters.tützung der Herren Abgeordneten zu den 

gese.tzge.benden Körperschaften finden wird. 
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